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Bekanntmachung
über das Inkrafttreten des Staatsvertrages

über die Veranstaltung von digitalen terrestrischen Hörfunkprogrammen
durch den Norddeutschen Rundfunk

(NDR-Digitalradio-Staatsvertrag)
Vom 8. Oktober 2012

Gemäß Artikel 3 des Gesetzes zum NDR-Digitalradio-
Staatsvertrag vom 18. Mai 2012 (HmbGVBl. S. 193) wird
bekannt gemacht, dass der Staatsvertrag nach seinem § 2
Absatz 3 Satz 1 am 1. Juli 2012 in Kraft getreten ist. 

Hamburg, den 8. Oktober 2012. 

Die Senatskanzlei
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Bekanntmachung
über das Inkrafttreten des Dreizehnten Staatsvertrages

zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge
(Dreizehnter Rundfunkänderungsstaatsvertrag) 

Vom 8. Oktober 2012

Gemäß Artikel 3 des Gesetzes zum Dreizehnten Rund-
funkänderungsstaatsvertrag vom 2. März 2010 (HmbGVBl.
S. 239) wird bekannt gemacht, dass der Staatsvertrag nach
seinem Artikel 3 Absatz 2 Satz 1 am 1. April 2010 in Kraft
getreten ist.

Hamburg, den 8. Oktober 2012.

Die Senatskanzlei

Bekanntmachung
über das Inkrafttreten des Fünfzehnten Staatsvertrages

zur Änderung rundfunkrechtlicher Staatsverträge
(Fünfzehnter Rundfunkänderungsstaatsvertrag) 

Vom 8. Oktober 2012

Gemäß Artikel 3 des Gesetzes zum Fünfzehnten Rund-
funkänderungsstaatsvertrag vom 15. Februar 2011 (HmbGVBl.
S. 63) wird bekannt gemacht, dass der Staatsvertrag nach
seinem Artikel 7 Absatz 2 Satz 1 am 1. Januar 2013 in Kraft
tritt.

Hamburg, den 8. Oktober 2012.

Die Senatskanzlei
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A r t i k e l  1

Gesetz
zu den Abkommen zur Änderung des Abkommens über die
Zentralstelle der Länder für Sicherheitstechnik und über

die Akkreditierungsstelle der Länder für Mess- und
Prüfstellen zum Vollzug des Gefahrstoffrechts

§ 1

Dem am 13. März 2003 unterzeichneten Abkommen zur
Änderung des Abkommens über die Zentralstelle der Länder
für Sicherheitstechnik und über die Akkreditierungsstelle der
Länder für Mess- und Prüfstellen zum Vollzug des Gefahr-
stoffrechts wird zugestimmt. 

§ 2

Dem am 15. Dezember 2011 unterzeichneten Abkommen
zur Änderung des Abkommens über die Zentralstelle der Län-
der für Sicherheitstechnik und über die Akkreditierungsstelle
der Länder für Mess- und Prüfstellen zum Vollzug des Gefahr-
stoffrechts wird zugestimmt. 

§ 3

Die Abkommen werden nachstehend mit Gesetzeskraft
veröffentlicht. 

§ 4

Der Tag, an dem das in § 2 genannte Abkommen nach
seinem § 2 in Kraft tritt, ist im Hamburgischen Gesetz- und
Verordnungsblatt bekannt zu geben.

A r t i k e l  2
Gesetz

zum Zweiten Abkommen zur Änderung des Abkommens
über die Zentralstelle der Länder für Gesundheitsschutz

bei Arzneimitteln und Medizinprodukten

§ 1

Dem am 15. Dezember 2011 unterzeichneten Zweiten
Abkommen zur Änderung des Abkommens über die Zentral-
stelle der Länder für Gesundheitsschutz bei Arzneimitteln und
Medizinprodukten wird zugestimmt. 

§ 2

Das Abkommen wird nachstehend mit Gesetzeskraft ver-
öffentlicht. 

§ 3

Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel II in
Kraft tritt, ist im Hamburgischen Gesetz- und Verordnungs-
blatt bekannt zu geben.

Gesetz
zu den Abkommen zur Änderung des Abkommens

über die Zentralstelle der Länder für Sicherheitstechnik und über die
Akkreditierungsstelle der Länder für Mess- und Prüfstellen zum Vollzug des Gefahrstoffrechts

und
zum Zweiten Abkommen zur Änderung des Abkommens
über die Zentralstelle der Länder für Gesundheitsschutz

bei Arzneimitteln und Medizinprodukten
Vom 9. Oktober 2012

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz:

Ausgefertigt Hamburg, den 9. Oktober 2012.

Der Senat
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§ 1

Das Abkommen über die Zentralstelle der Länder für
Sicherheitstechnik und über die Akkreditierungsstelle der
Länder für Mess- und Prüfstellen zum Vollzug des Gefahr-
stoffrechts vom 16. und 17. Dezember 1993, geändert durch
Abkommen vom 3. Dezember 1998, wird wie folgt geändert:

1. Artikel 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden nach den Worten „Organisationsein-
heit des“ die Worte „für den technischen Arbeits- und
Verbraucherschutz zuständigen“ eingefügt und die
Worte „für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen
und Gesundheit (StMAS)“ gestrichen.

b) In Satz 2 werden die Worte „dem StMAS“ durch die
Worte „diesem Staatsministerium“ ersetzt.

2. Artikel 2 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 wird beim 5. Spiegelstrich das Wort
„und“ durch ein Komma ersetzt.

b) In Absatz 1 Satz 1 wird beim 6. Spiegelstrich nach dem
Wort „Konformitätsbewertungen“ ein Komma einge-
fügt und es werden folgende Spiegelstriche angefügt:

„– des Gefahrstoffrechts und

– der Richtlinie über ortsbewegliche Druckgeräte,
Richtlinie 1999/36/EG (ABl. der EG Nr. L 38 vom
1. Juni 1999, S. 20)“.

c) Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„Die ZLS vollzieht die Aufgaben der Länder im Bereich
der Akkreditierung, Anerkennung, der Benennung,
soweit dafür nicht eine andere Behörde zuständig ist,
sowie der Überwachung

– von zugelassenen Stellen, und zugelassenen Überwa-
chungsstellen nach dem Gerätesicherheitsgesetz,

– von benannten Stellen und Zertifizierungsstellen
nach dem Medizinproduktegesetz für den Bereich der
aktiven Medizinprodukte,

– von Prüf- und Zertifizierungsstellen nach dem Gesetz
über die Beförderung gefährlicher Güter in Verbin-
dung mit § 6 der Gefahrgutverordnung Straße und
Eisenbahn für Gefäße zur Beförderung von Gasen,

– von benannten Stellen nach der Ersten Verordnung
zum Sprengstoffgesetz,

– von Stellen nach der Schiffsausrüstungsverordnung-
See,

– von Stellen im Bereich des Gefahrstoffrechts und

– von benannten und zugelassenen Stellen nach der
Richtlinie über ortsbewegliche Druckgeräte.“

d) In Absatz 4 werden nach den Worten „vertreten durch
das“ die Worte „für den technischen Arbeits- und
Verbraucherschutz zuständige“ eingefügt und die Worte
für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und

Abkommen
zur Änderung des Abkommens

über die Zentralstelle der Länder für Sicherheitstechnik
und über die Akkreditierungsstelle der Länder für Mess- und Prüfstellen

zum Vollzug des Gefahrstoffrechts

Das Land Baden-Württemberg,
der Freistaat Bayern,

das Land Berlin,
das Land Brandenburg,

die Freie Hansestadt Bremen,
die Freie und Hansestadt Hamburg,

das Land Hessen,
das Land Mecklenburg-Vorpommern,

das Land Niedersachsen,
das Land Nordrhein-Westfalen,

das Land Rheinland-Pfalz,
das Saarland,

der Freistaat Sachsen,
das Land Sachsen-Anhalt,

das Land Schleswig-Holstein und
der Freistaat Thüringen

– nachstehend „Länder“ genannt –

schließen, vorbehaltlich der etwa erforderlichen Zustimmung
ihrer gesetzgebenden Körperschaften, nachstehendes Abkom-
men zur Änderung des Abkommens über die Zentralstelle der
Länder für Sicherheitstechnik (ZLS) und über die Akkreditie-
rungsstelle der Länder für Mess- und Prüfstellen zum Vollzug
des Gefahrstoffrechts (AKMP):
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Gesundheit“ gestrichen. Außerdem werden die Worte
„Gemeinsamen Beirates von ZLS und AKMP“ durch
die Worte „Beirates der ZLS“ ersetzt.

3. In Artikel 3 Satz 4 wird die Abkürzung „StMAS“ durch die
Worte „für den technischen Arbeits- und Verbraucher-
schutz zuständigen Bayerischen Staatsministeriums“
ersetzt.

4. Teil II des Abkommens (Artikel 5 bis 8) wird aufgehoben.

5. Artikel 9 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird das Wort „Gemeinsamer“ gestri-
chen.

b) In Absatz 1 und in Absatz 3 Satz 1 werden die Worte
„und der AKMP“ gestrichen.

c) In Absatz 3 Satz 2 wird das Wort „erstellen“ durch das
Wort „erstellt“ ersetzt und die Worte „und die AKMP
jeweils“ gestrichen.

d) In Absatz 4 Satz 1 werden die Worte „und der AKMP“
gestrichen. In Satz 2 werden die Worte „und die AKMP“
gestrichen und das Wort „legen“ durch das Wort „legt“
ersetzt.

e) In Absatz 5 werden die Worte „und der AKMP jeweils“
gestrichen.

6. Die Anlage zu Artikel 10 (Schiedsvertrag) wird wie folgt
geändert:

a) In Artikel 1 werden die Worte „und der Akkreditie-
rungsstelle der Länder für Mess- und Prüfstellen zum
Vollzug des Gefahrstoffrechts (AKMP)“ gestrichen.

b) Artikel 3 wird gestrichen.

7. In Artikel 11 Absatz 2 Satz 2 werden die Worte „– getrennt
in seinen Teilen I und II –“ gestrichen sowie die Abkürzung
„StMAS“ durch die Worte „für den technischen Arbeits-
und Verbraucherschutz zuständigen Bayerischen Staats-
ministerium“ ersetzt und die Worte „(Teil I) oder gegenüber
dem Hessischen Ministerium) für Frauen, Arbeit und
Sozialordnung (Teil II)“ gestrichen.

§ 2

Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des Monats in Kraft,
der dem Monat folgt, in dem die letzte Mitteilung der vertrags-
schließenden Länder, dass die innerstaatlichen Voraussetzun-
gen für das Inkrafttreten des Abkommens erfüllt sind, dem für
den technischen Arbeits- und Verbraucherschutz zuständigen
Bayerischen Staatsministerium zugeht.

Für das Land Baden-Württemberg
Erwin Teufel

Für den Freistaat Bayern
Dr. Edmund Stoiber

Für das Land Berlin
Klaus Wowereit

Für das Land Brandenburg
Matthias Platzeck

Für die Freie Hansestadt Bremen
Dr. Henning Scherf

Für die Freie und Hansestadt Hamburg
Ole von Beust

Für das Land Hessen
Roland Koch

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern
Dr. Harald Ringstorff

Für das Land Niedersachsen
Sigmar Gabriel

Für das Land Nordrhein-Westfalen
Peer Steinbrück

Für das Land Rheinland-Pfalz
Kurt Beck

Für das Saarland
Peter Müller

Für den Freistaat Sachsen
Prof. Dr. Georg Milbradt

Für das Land Sachsen-Anhalt
Prof. Dr. Wolfgang Böhmer

Für das Land Schleswig-Holstein
Heide Simonis

Für den Freistaat Thüringen
Dr. Bernhard Vogel

Hamburg, den 13. März 2003
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§ 1

Das Abkommen über die Zentralstelle der Länder für
Sicherheitstechnik und über die Akkreditierungsstelle der
Länder für Mess- und Prüfstellen zum Vollzug des Gefahr-
stoffrechts vom 16. und 17. Dezember 1993, zuletzt geändert
durch Abkommen vom 3. Dezember 1998 sowie durch
Abkommen vom 13. März 2003, wird wie folgt geändert:

1. Der Titel und der Eingangssatz werden jeweils wie folgt
geändert:

Nach dem Wort „Sicherheitstechnik“ werden die Worte
„und über die Akkreditierungsstelle der Länder für Mess-
und Prüfstellen zum Vollzug des Gefahrstoffrechts“ gestri-
chen.

2. Die Überschrift

„Teil I

Zentralstelle der Länder für Sicherheitstechnik“

wird gestrichen.

3. Artikel 2 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Beim 1. Spiegelstrich wird das Wort „Gerätesicher-
heitsgesetzes“ ersetzt durch die Worte „Geräte- und
Produktsicherheitsgesetzes“.

bb) Der 2. Spiegelstrich wird gestrichen.

cc) Der bisherige 5. Spiegelstrich wird gestrichen.

dd) Beim bisherigen 7. Spiegelstrich wird das Wort
„und“ gestrichen.

ee) Der bisherige 8. Spiegelstrich wird gestrichen.

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„Die ZLS vollzieht die Aufgaben der Länder im Bereich
der Befugniserteilung, Anerkennung, Notifizierung und
Benennung, soweit dafür nicht eine andere Behörde
zuständig ist, sowie der Überwachung

– von Konformitätsbewertungsstellen, GS-Stellen und
zugelassenen Überwachungsstellen nach dem Geräte-
und Produktsicherheitsgesetz,

– von benannten Stellen nach der Ersten Verordnung
zum Sprengstoffgesetz und

– von benannten und zugelassenen Stellen nach der
Verordnung über ortsbewegliche Druckgeräte.

Der ZLS obliegen hierbei insbesondere folgende Auf-
gaben:

1. Erarbeitung von Anforderungen, die an die in Satz 1
genannten Stellen zu stellen sind,

2. Befugniserteilung an die in Satz 1 genannten Stellen
sowie Anerkennung, Notifizierung, Benennung und
Überwachung der in Satz 1 genannten Stellen,

3. Erstellung von Gutachten auf Antrag im Einzelfall,

Abkommen
zur Änderung des Abkommens

über die Zentralstelle der Länder für Sicherheitstechnik und über die
Akkreditierungsstelle der Länder für Mess- und Prüfstellen

zum Vollzug des Gefahrstoffrechts

Das Land Baden-Württemberg,
der Freistaat Bayern,

das Land Berlin,
das Land Brandenburg,

die Freie Hansestadt Bremen,
die Freie und Hansestadt Hamburg,

das Land Hessen,
das Land Mecklenburg-Vorpommern,

das Land Niedersachsen,
das Land Nordrhein-Westfalen,

das Land Rheinland-Pfalz,
das Saarland,

der Freistaat Sachsen,
das Land Sachsen-Anhalt,

das Land Schleswig-Holstein und
der Freistaat Thüringen

– nachstehend „Länder“ genannt –

schließen, vorbehaltlich der etwa erforderlichen Zustimmung
ihrer gesetzgebenden Körperschaften, nachstehendes Abkom-
men über die Zentralstelle der Länder für Sicherheitstechnik
(ZLS) und über die Akkreditierungsstelle der Länder für
Mess- und Prüfstellen zum Vollzug des Gefahrstoffrechts
(AKMP):
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4. Erarbeitung von Leitlinien für die Anforderungen
sowie Anerkennung von Regelwerken, die bei der
Prüfung, Inspektion und Zertifizierung zu beachten
sind.“

c) In Absatz 3 wird in Satz 1 und in Satz 2 Nrn. 1 und 2
jeweils das Wort „Akkreditierung“ durch das Wort
„Anerkennung“ ersetzt.

d) Nach Absatz 3 werden die folgenden neuen Absätze 4
bis 7 eingefügt:

„(4) Die ZLS vollzieht die koordinierenden Aufgaben
der Marktüberwachungsbehörden der Länder insbeson-
dere im Sinne von Artikel 18 Absatz 5, Artikel 22 und
Artikel 23 der Verordnung (EG) Nr. 765 (ABl. der EG
Nr. L 218 vom 13. August 2008, S. 30) im Rahmen des
Geräte- und Produktsicherheitsgesetzes. Der ZLS oblie-
gen hierbei insbesondere folgende Aufgaben:

1. Zentraler Ansprechpartner für oberste Marktüber-
wachungsbehörden anderer Mitgliedstaaten,

2. Zentraler Ansprechpartner für die Bundesfinanz-
direktion Südost für alle Fragen der Marktüberwa-
chung im Sinne des Geräte- und Produktsicherheits-
gesetzes,

3. Unterstützung der Marktüberwachungsbehörden der
Länder bei Vollzugsfragen,

4. Erarbeitung von Marktüberwachungsaufträgen auf
Grund von RAPEX-Meldungen oder sonstigen Infor-
mationen,

5. ICSMS-Vertretung gegenüber der EU und anderen
Mitgliedstaaten.

(5) Die ZLS vollzieht die Aufgaben der Länder im Sinne
von § 8 Absatz 4 und § 9 Geräte- und Produktsicher-
heitsgesetz, wenn sie davon Kenntnis erlangt, dass von
bestimmten Produkten eine ernste Gefahr für die
Gesundheit und Sicherheit der Verbraucher in mehr als
einem Land ausgeht, sofern

1. zwischen den Ländern erwiesenermaßen Meinungs-
unterschiede darüber bestehen, wie dieser Gefahr
begegnet worden ist oder zu begegnen ist, und

2. die Gefahr angesichts der Art des Produktsicherheits-
problems für die betreffenden Produkte nicht in einer
mit dem Grad der Dringlichkeit des Problems zu ver-
einbarenden Weise von einem Land bewältigt werden
kann und

3. die Gefahr nur durch Erlass geeigneter und bundes-
weit anwendbarer Maßnahmen zur Gewährleistung
eines einheitlichen und hohen Schutzniveaus für die

Gesundheit und Sicherheit der Verbraucher sowie des
ordnungsgemäßen Funktionierens des Binnenmark-
tes wirksam bewältigt werden kann.

(6) Die ZLS vollzieht die Aufgaben der Länder im Sinne
von § 8 Absatz 4 und § 9 Geräte- und Produktsicher-
heitsgesetz unabhängig von Absatz 5 auch, wenn sie von
mindestens 13 Ländern schriftlich damit beauftragt
wird und der Beirat der ZLS zustimmt.

(7) Die ZLS stellt die Arbeit der vom Bundesrat benann-
ten EG-Richtlinienvertreter sicher und koordiniert
diese. Die ZLS vertritt die Länder hierzu auch in natio-
nalen und europäischen Gremien der Normung und der
einschlägigen Richtlinien. Sie bereitet die dabei gewon-
nen Erkenntnisse für die Länder auf und stellt sie ihnen
bei Bedarf zur Verfügung.“

e) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 8 und wird wie
folgt geändert:

Die Worte „und 3“ werden durch die Worte „bis 7“
ersetzt.

4. Artikel 3 wird gestrichen.

5. Der bisherige Artikel 4 wird Artikel 3.

6. Die Überschrift

„Teil III

Gemeinsame Vorschriften“

wird gestrichen.

7. Die bisherigen Artikel 9 und 10 werden Artikel 4 und 5. 

8. Der bisherige Artikel 11 wird Artikel 6 und wird wie folgt
geändert:

In Absatz 3 Satz 1 werden die Worte „und der AKMP“
gestrichen.

§ 2

Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des Monats in Kraft,
der dem Monat folgt, in dem die letzte Mitteilung der vertrag-
schließenden Länder, dass die innerstaatlichen Voraussetzun-
gen für das Inkrafttreten des Abkommens erfüllt sind, dem für
den technischen Arbeits- und Verbraucherschutz zuständigen
Bayerischen Staatsministerium zugeht. Abweichend davon
treten die durch § 1 Nr. 3 Buchstabe d) dieses Abkommens in
Artikel 2 des Abkommens über die Zentralstelle der Länder
für Sicherheitstechnik und über die Akkreditierungsstelle der
Länder für Mess- und Prüfstellen zum Vollzug des Gefahr-
stoffrechts neu eingefügten Absätze 5 und 6 erst am 1. Januar
des Jahres in Kraft, für das die Aufgaben nach diesen Absätzen
erstmalig in einem gemeinsamen Haushaltsplan der Länder
geregelt sind.

Für das Land Baden-Württemberg
Berlin, den 15. Dezember 2011
Winfried Kretschmann

Für den Freistaat Bayern
Berlin, den 15. Dezember 2011
Horst Seehofer

Für das Land Berlin
Berlin, den 15. Dezember 2011
Klaus Wowereit

Für das Land Brandenburg 
Potsdam, den 15. Dezember 2011
Matthias Platzeck

Für die Freie Hansestadt Bremen
Berlin, den 15. Dezember 2011
Jens Böhrnsen

Für die Freie und Hansestadt Hamburg
Berlin, den 15. Dezember 2011
Olaf Scholz
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Für das Land Hessen
Berlin, den 15. Dezember 2011
V. Bouffier

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern
Berlin, den 15. Dezember 2011
Erwin Sellering

Für das Land Niedersachsen
Berlin, den 15. Dezember 2011
David McAllister

Für das Land Nordrhein-Westfalen
Berlin, den 15. Dezember 2011
Hannelore Kraft

Für das Land Rheinland-Pfalz
Berlin, den 15. Dezember 2011
Kurt Beck

Für das Saarland
Berlin, den 15. Dezember 2011
Annegret Kramp-Karrenbauer

Für den Freistaat Sachsen
Berlin, den 15. Dezember 2011
St. Tillich

Für das Land Sachsen-Anhalt
Berlin, den 15. Dezember 2011
Dr. Reiner Haseloff

Für das Land Schleswig-Holstein
Berlin, den 15. Dezember 2011
Peter Harry Carstensen

Für den Freistaat Thüringen
Berlin, den 15. Dezember 2011
Ch. Lieberknecht
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A r t i k e l  I

Das Abkommen über die Zentralstelle der Länder für
Gesundheitsschutz bei Arzneimitteln und Medizinprodukten
vom 30. Juni 1994, geändert durch das Abkommen vom 9. Juli
1998, wird wie folgt geändert:

1. In Artikel 2 werden die Absätze 1 bis 6 wie folgt gefasst:

„(1) Die ZLG nimmt Aufgaben der Länder im Medizin-
produkte- und Arzneimittelbereich nach Maßgabe der
Absätze 2 bis 6 wahr.

(2) Die ZLG vollzieht im Bereich der Medizinprodukte die
Aufgaben der Länder im Dritten Abschnitt des Gesetzes
über Medizinprodukte (MPG) vom 2. August 1994 in der
Neufassung vom 7. August 2002 (BGBl. I S. 3147) und die
Aufgaben der Befugnis erteilenden Behörde im Gesetz über
die Akkreditierungsstelle (AkkStelleG) vom 31. Juli 2009
(BGBl. I S. 2625) in den jeweils geltenden Fassungen. Der
ZLG obliegen insbesondere folgende Aufgaben:

1. Benennung und Überwachung der Benannten Stellen, 

2. Bekanntmachung der deutschen Benannten Stellen,

3. Anerkennung und Überwachung von Prüflaboratorien,

4. Benennung und Überwachung von Konformitätsbewer-
tungsstellen für Drittstaaten,

5. Rücknahme, Widerruf und Ruhen der Benennung und
Anerkennung,

6. Anordnungen zur Beseitigung festgestellter oder zur
Verhütung künftiger Verstöße,

7. Begutachtung und Überwachung im Rahmen von
Akkreditierungsverfahren,

8. Mitwirkung im Akkreditierungsausschuss.
(3) Die ZLG ist Geschäftsstelle für den Erfahrungsaus-
tausch der anerkannten Laboratorien und Benannten Stel-
len. Sie nimmt teil am Erfahrungsaustausch auf der Ebene
der Europäischen Union und an Konsultationen im Rah-
men der Drittstaaten-Abkommen und arbeitet an vertrau-
ensbildenden Maßnahmen und in Arbeitsgruppen der
Gemischten Ausschüsse mit. 
(4) Die ZLG ist zentrale Koordinierungsstelle für die Medi-
zinprodukteüberwachung und für die sich aus der Verord-
nung (EG) 765/2008 des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 9. Juli 2008 über die Vorschriften für die Akkre-
ditierung und Marktüberwachung im Zusammenhang mit
der Vermarktung von Produkten und zur Aufhebung der
Verordnung (EWG) Nr. 339/93 des Rates vom 9. Juli 2008
(ABl. L 218 vom 13. August 2008, S. 30) ergebenden Aufga-
ben der Länder im Bereich der Marktüberwachung. Ihr
obliegen insbesondere folgende Aufgaben:
1. Koordinierung der Weiterentwicklung des Qualitäts-

sicherungssystems der Medizinprodukteüberwachung,
2. Koordinierung von Schwerpunkten für die Überwa-

chung auf Veranlassung der Europäischen Union,
3. Koordinierung der Erstellung und Aktualisierung des

sektorspezifischen Marktüberwachungsprogramms für
Medizinprodukte, das der Europäischen Kommission,
den Mitgliedstaaten und der Öffentlichkeit zur Verfü-
gung zu stellen ist,

Zweites Abkommen
zur Änderung des Abkommens

über die Zentralstelle der Länder für Gesundheitsschutz
bei Arzneimitteln und Medizinprodukten

Das Land Baden-Württemberg,
der Freistaat Bayern,

das Land Berlin,
das Land Brandenburg,

die Freie Hansestadt Bremen,
die Freie und Hansestadt Hamburg,

das Land Hessen,
das Land Mecklenburg-Vorpommern,

das Land Niedersachsen,
das Land Nordrhein-Westfalen,

das Land Rheinland-Pfalz,
das Saarland,

der Freistaat Sachsen,
das Land Sachsen-Anhalt,

das Land Schleswig-Holstein,
der Freistaat Thüringen

– nachstehend „Länder“ genannt –

schließen, vorbehaltlich der etwa erforderlichen Zustimmung
ihrer gesetzgebenden Körperschaften, nachstehendes Abkom-
men über die zweite Änderung des Abkommens über die
Zentralstelle der Länder für Gesundheitsschutz bei Arznei-
mitteln und Medizinprodukten:
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4. Koordinierung der Prüfung und Bewertung der Über-
wachungstätigkeit,

5. nationale Kontaktstelle im Rahmen der Marktüberwa-
chung zur Koordinierung des Informationsaustausches
zu den Marktüberwachungsbehörden der anderen Mit-
gliedstaaten, der Europäischen Kommission und Dritt-
staaten,

6. Prüfung von Medizinprodukteangeboten und von -wer-
bung im Internet sowie die Bereitstellung entsprechen-
den speziellen Sachverstandes,

7. nationale Kontaktstelle für Amtshilfeersuchen anderer
Mitgliedstaaten,

8. Koordinierung der Erstellung von Risikoprofilen für die
Zollbehörden.

(5) Die ZLG ist zentrale Koordinierungsstelle für den
Arzneimittelbereich. Ihr obliegen insbesondere folgende
Aufgaben:

1. Pflege und Mitwirkung bei der Weiterentwicklung des
Qualitätsmanagementsystems der Behörden der Län-
der sowie aktive Beteiligung daran im Rahmen der
Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Durchführung
des Arzneimittelgesetzes, 

2. Mitwirkung bei der Vertretung der Länder auf europäi-
scher und internationaler Ebene zu Fragen der Arznei-
mittelüberwachung und -untersuchung einschließlich
des Internethandels sowie der Bekämpfung von Arznei-
mittelfälschungen,

3. Sammlung, Aufbereitung und Bereitstellung von aktu-
ellen Informationen zu nationalen, europäischen und
internationalen Entwicklungen im Arzneimittelbe-
reich einschließlich der Bereitstellung und Pflege eines
Internetauftritts sowie der Sammlung von Entschei-
dungen zur Zulassungs- oder Registrierungspflicht,

4. zentraler Informationsaustausch als nationale Kontakt-
stelle mit europäischen Überwachungseinrichtungen,
solchen staatlichen Stellen, mit denen eine gegenseitige
Anerkennung von pharmazeutischen Inspektionen
vereinbart ist, und Behörden weiterer Drittstaaten,

5. Koordinierung und fachliche Unterstützung von Gre-
mien und Expertenfachgruppen, 

6. Prüfung von Arzneimittelangeboten und von Arznei-
mittelwerbung im Internet sowie die Bereitstellung
entsprechenden speziellen Sachverstandes, 

7. Koordinierung von länderübergreifenden Maßnahmen
und von Inspektionen im zentralen Zulassungsverfah-
ren,

8. Koordinierung der Aktivitäten der Arzneimittelunter-
suchungsstellen der Länder einschließlich deren
Berichterstattung und Koordinierung des zentralen
Probenzugs von Arzneimitteln im Auftrag des Europäi-
schen Direktorates für die Qualität von Arzneimitteln,

9. Aufbereitung von Informationen und Entscheidungen
von länderübergreifender Relevanz und Koordinierung
einer abgestimmten Haltung für nationale, europäische
und internationale Gremien, Behörden und sonstige
Akteure,

10. Mitwirkung bei der Beobachtung, Sammlung und
Auswertung von Arzneimittelrisiken einschließlich
Koordinierung der erforderlichen Maßnahmen zur
Gewährleistung der Arzneimittelsicherheit auch beim
grenzüberschreitenden Verkehr mit Arzneimitteln,
Wirkstoffen und anderen Stoffen mit pharmakologi-
scher Wirkung.

(6) Die zentralen Koordinierungsstellen werden tätig im
Auftrag der Länder oder eigeninitiativ in Abstimmung mit
den Ländern. Sie arbeiten mit anderen, in den oben genann-
ten Aufgabengebieten Tätigen zusammen.“

2. In Artikel 4 werden die Sätze 1 und 2 wie folgt gefasst:

„Bei der ZLG können Sektorkomitees gebildet werden. Die
Sektorkomitees können bei der Erarbeitung von Anforde-
rungen mitwirken, die an Prüflaboratorien und Benannte
Stellen zu stellen sind.“

3. In Artikel 5 wird Absatz 1 wie folgt gefasst:

„(1) Die ZLG erhebt für ihre Tätigkeit im Rahmen der
Benennung, Überwachung und Anerkennung kosten-
deckende Gebühren und Auslagen. Für ihre Tätigkeiten im
Rahmen des Gesetzes über die Akkreditierungsstelle macht
die ZLG den kostendeckenden Aufwand bei der nationalen
Akkreditierungsstelle geltend.“

A r t i k e l  I I

Inkrafttreten

Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des Monats in Kraft,
der dem Monat folgt, in dem die letzte Mitteilung der vertrags-
schließenden Länder, dass die innerstaatlichen Voraussetzun-
gen für das Inkrafttreten des Abkommens erfüllt sind, dem für
das Gesundheitswesen zuständigen Ministerium des Landes
Nordrhein-Westfalen zugeht.

Für das Land Baden-Württemberg
Berlin, den 15. Dezember 2011
Winfried Kretschmann

Für den Freistaat Bayern
Berlin, den 15. Dezember 2011
Horst Seehofer

Für das Land Berlin
Berlin, den 15. Dezember 2011
Klaus Wowereit

Für das Land Brandenburg 
Potsdam, den 15. Dezember 2011
Matthias Platzeck

Für die Freie Hansestadt Bremen
Berlin, den 15. Dezember 2011
Jens Böhrnsen

Für die Freie und Hansestadt Hamburg
Berlin, den 15. Dezember 2011
Olaf Scholz
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Für das Land Hessen
Berlin, den 15. Dezember 2011
V. Bouffier

Für das Land Mecklenburg-Vorpommern
Berlin, den 15. Dezember 2011
Erwin Sellering

Für das Land Niedersachsen
Berlin, den 15. Dezember 2011
David McAllister

Für das Land Nordrhein-Westfalen
Berlin, den 15. Dezember 2011
Hannelore Kraft

Für das Land Rheinland-Pfalz
Berlin, den 15. Dezember 2011
Kurt Beck

Für das Saarland
Berlin, den 15. Dezember 2011
Annegret Kramp-Karrenbauer

Für den Freistaat Sachsen
Berlin, den 15. Dezember 2011
St. Tillich

Für das Land Sachsen-Anhalt
Berlin, den 15. Dezember 2011
Dr. Reiner Haseloff

Für das Land Schleswig-Holstein
Berlin, den 15. Dezember 2011
Peter Harry Carstensen

Für den Freistaat Thüringen
Berlin, den 15. Dezember 2011
Ch. Lieberknecht

Gesetz
zur Änderung des Gesetzes

über die Hochschule der Polizei Hamburg
Vom 9. Oktober 2012

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz:

§ 1

Das Gesetz über die Hochschule der Polizei Hamburg vom
22. Dezember 2006 (HmbGVBl. S. 614) wird wie folgt geän-
dert: 

1. § 23 Absatz 7 wird aufgehoben.
2. In § 30 Absatz 1 und Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Haupt-

studium“ jeweils durch das Wort „Studium“ ersetzt. 

§ 2

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Oktober 2012 in
Kraft.

Ausgefertigt Hamburg, den 9. Oktober 2012.

Der Senat
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A r t i k e l  1

Neuntes Gesetz zur Änderung
des Volksabstimmungsgesetzes

Das Volksabstimmungsgesetz vom 20. Juni 1996
(HmbGVBl. S. 136), zuletzt geändert am 16. Dezember 2008
(HmbGVBl. S. 439), wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

1.1 Der Eintrag zu § 4 erhält folgende Fassung: 

„§ 4 Unterstützung der Volksinitiative“.

1.2 Im Zweiten Abschnitt wird hinter dem Eintrag zu § 5
der Eintrag „§ 5a Befassung der Bürgerschaft mit dem
Anliegen der Volksinitiative“ eingefügt.

1.3 Der Eintrag zu § 10 erhält folgende Fassung:

„§ 10 Eintragungslisten“.

1.4 Der Eintrag zu § 15 erhält folgende Fassung:

„§ 15 Abschluss und Einreichung der Eintragungs-
listen“.

1.5 Der Eintrag zu § 17 erhält folgende Fassung:

„§ 17 Befassung der Bürgerschaft mit dem Anliegen des
Volksbegehrens“.

1.6 Hinter dem Eintrag zu § 23 wird folgender Eintrag
eingefügt:

„§ 23a Ausfertigung und Verkündung“.

1.7 Der Eintrag zu § 24 erhält folgende Fassung:

„§ 24 Anwendung des Bürgerschaftswahlrechts“.

1.8 Hinter dem Eintrag zu § 24 werden folgende Einträge
eingefügt:

„Fünfter Abschnitt 

Volksentscheide über Änderungsgesetze
und -beschlüsse

§ 25 Änderungsgesetz und Referendumsbegehren

§ 25a Anzeige

§ 25b Unterstützung des Referendumsbegehrens

§ 25c Zustandekommen des Referendumsbegehrens

§ 25d Durchführung des Referendums

§ 25e Aufhebung des Änderungsgesetzes 

§ 25f Anwendbarkeit der Regelungen des Vierten
Abschnitts

§ 25g Änderungsbeschluss und Referendumsbegeh-
ren“.

1.9 Im bisherigen Eintrag zum Fünften Abschnitt wird das
Wort „Fünfter“ durch das Wort „Sechster“ ersetzt.

1.10 Der Eintrag zu § 28 erhält folgende Fassung:

„§ 28 Ruhen von Volksbegehren, Volksentscheid und
Referendum“.

1.11 Im bisherigen Eintrag zum Sechsten Abschnitt wird das
Wort „Sechster“ durch das Wort „Siebenter“ ersetzt.

1.12 Hinter dem Eintrag zu § 31 werden die Einträge 

„§ 31a Fristberechnung

§ 31b Abstimmungsleitung“

eingefügt.

2. § 1 erhält folgende Fassung:

„§ 1

Anwendungsbereich

Das Volk kann den Erlass, die Änderung oder die Auf-
hebung eines Gesetzes oder eine Befassung mit
bestimmten Gegenständen der politischen Willensbil-
dung (andere Vorlage) beantragen. Bundesratsinitiati-
ven, Haushaltspläne, Abgaben, Tarife der öffentlichen
Unternehmen sowie Dienst- und Versorgungsbezüge
können nicht Gegenstand einer Volksinitiative sein.“

3. § 1a Satz 1 erhält folgende Fassung:

„Die Initiatoren einer beabsichtigten oder angezeigten
Volksinitiative können sich insbesondere durch die
Landesabstimmungsleitung unabhängig und umfas-
send beraten lassen; die Landesabstimmungsleitung
beteiligt hierzu die betroffenen Fachbehörden und
Senatsämter sowie die Hamburgische Beauftragte bzw.
den Hamburgischen Beauftragten für Datenschutz und
Informationsfreiheit.“

4. § 2 wird wie folgt geändert:

4.1 Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„Mit der Volksinitiative kann der Erlass eines Gesetzes
oder die Befassung mit einer anderen Vorlage durch das
Volk eingeleitet werden.“

4.2 In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „muss“ durch die
Wörter „oder eine andere Vorlage müssen“ ersetzt.

5. § 3 Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Die Anzeige darf nur durch nach § 4 Absatz 2
unterzeichnungsberechtigte Personen erfolgen und
muss enthalten

1. einen Gesetzentwurf oder eine andere Vorlage jeweils
mit Begründung,

2. ein Muster der Unterschriftsliste nach § 4 Absatz 1
und

3. die Namen von drei nach § 4 Absatz 2 unterzeich-
nungsberechtigten Vertrauenspersonen, die einzeln
berechtigt sind, für die Initiatoren Erklärungen ent-
gegenzunehmen und durch zwei Vertrauenspersonen
Erklärungen übereinstimmend abzugeben; im Falle
des Ausscheidens von Vertrauenspersonen ist ein
Ersatz zu benennen; Form und Inhalt der Übertra-
gung der Vertretungsberechtigung durch die Initia-
toren sind nachzuweisen.“

6. § 4 wird wie folgt geändert: 

6.1 Die Überschrift erhält folgende Fassung:

„Unterstützung der Volksinitiative“.

Gesetz
zur Änderung des Volksabstimmungsgesetzes

und des Gesetzes über das Hamburgische Verfassungsgericht
Vom 9. Oktober 2012

Der Senat verkündet das nachstehende von der Bürgerschaft beschlossene Gesetz:
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6.2 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
6.2.1 Im Klammerzusatz zu Satz 2 wird die Textstelle „oder

2“ gestrichen.
6.2.2 In Satz 4 wird das Wort „Namen“ durch die Textstelle

„Vor- und Familiennamen“ ersetzt.
6.3 Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„(3) Die Eintragung in der Unterschriftsliste muss den
Vor- und Familiennamen, das Geburtsjahr, die
Anschrift und die Unterschrift der unterstützungsbe-
rechtigten Person sowie das Datum der Unterschrifts-
leistung enthalten. Die Eintragung ist auch gültig,
wenn trotz einer fehlenden Angabe zum Vor- oder
Familiennamen, zum Geburtsjahr oder zur Anschrift
die Identität eindeutig feststellbar ist oder die frist-
gemäße Unterschriftsleistung trotz fehlender Datums-
angabe feststellbar ist.“

6.4 Absatz 4 wird aufgehoben.
7. § 5 wird wie folgt geändert:
7.1 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Unterschriftslisten sind spätestens sechs
Monate nach Eingang der Anzeige beim Senat einzurei-
chen. Der Senat teilt der Bürgerschaft die Einreichung
unverzüglich mit.“

7.2 In Absatz 2 wird hinter dem Wort „von“ das Wort „min-
destens“ eingefügt.

7.3 Es wird folgender Absatz 4 angefügt:
„(4) Bei erheblichen Zweifeln daran, ob eine zustande
gekommene Volksinitiative die Grenzen des Artikels 50
Absatz 1 Satz 2 der Verfassung wahrt oder mit sonsti-
gem höherrangigem Recht vereinbar ist, führt der Senat
die Entscheidung des Hamburgischen Verfassungsge-
richts nach § 26 Absatz 1 Nummer 1 herbei.“

8. Hinter § 5 wird im Zweiten Abschnitt folgender § 5a
eingefügt:

„§ 5a
Befassung der Bürgerschaft

mit dem Anliegen der Volksinitiative
(1) Die Bürgerschaft befasst sich in öffentlicher Sit-
zung mit dem Anliegen der Volksinitiative. Sie oder ein
Fünftel ihrer Mitglieder können ein Prüfungs- und
Berichtsersuchen zu den finanziellen Auswirkungen an
den Rechnungshof richten. Die Initiatoren erhalten
Gelegenheit, das Anliegen in einem Ausschuss in
öffentlicher Sitzung zu erläutern.
(2) Verabschiedet die Bürgerschaft das von der Volks-
initiative vorgelegte Gesetz oder fasst sie einen der
anderen Vorlage vollständig entsprechenden Beschluss,
stellt sie den jeweiligen Beschluss einer Vertrauensper-
son zu und teilt ihn dem Senat mit.“

9. § 6 erhält folgende Fassung:
„§ 6

Durchführung des Volksbegehrens
(1) Hat die Bürgerschaft nicht innerhalb von vier
Monaten nach Einreichung der Unterschriftslisten das
von der Volksinitiative beantragte Gesetz verabschiedet
oder einen der anderen Vorlage vollständig entspre-
chenden Beschluss gefasst, können die Initiatoren die
Durchführung des Volksbegehrens beantragen. Der
Antrag ist innerhalb von einem Monat schriftlich bei
dem Senat einzureichen. Mit dem Antrag oder inner-
halb von zwei Monaten nach der Antragstellung kann
der Gesetzentwurf oder die andere Vorlage in überarbei-

teter Form eingereicht werden. Im Falle einer Über-
arbeitung dürfen Grundcharakter, Zulässigkeit und
Zielsetzung des Anliegens nicht verändert werden. Der
Senat teilt der Bürgerschaft die Antragstellung und eine
Überarbeitung unverzüglich mit.
(2) Der Senat führt das Volksbegehren durch. Die Ein-
tragungsfrist beginnt vier Monate nach Antragstellung
und beträgt drei Wochen. Die Frist zur Briefeintragung
beträgt sechs Wochen und endet mit der Eintragungs-
frist. Fällt ein Tag der Briefeintragungsfrist in einen
Zeitraum von drei Monaten vor oder einem Monat nach
dem Tag einer Wahl zur Bürgerschaft, zum Deutschen
Bundestag oder zum Europäischen Parlament, ist die
Durchführung für diesen Zeitraum gehemmt.
(3) Die in Absatz 1 Satz 1 genannte Frist läuft nicht in
der Zeit vom 15. Juni bis zum 15. August. Sie läuft fer-
ner für bis zu drei Monate nicht, wenn die Bürgerschaft
dies auf Vorschlag der Initiatoren beschließt; unter den-
selben Bedingungen kann die Frist einmalig verlängert
werden. Der Vorschlag nach Satz 2 ist schriftlich an die
Präsidentin oder den Präsidenten der Bürgerschaft zu
richten.“

10. § 7 wird wie folgt geändert:
10.1 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„Die Landesabstimmungsleitung macht das Volks-
begehren spätestens einen Monat vor Beginn der Ein-
tragungsfrist öffentlich bekannt.“

10.2 Satz 2 wird wie folgt geändert:
10.2.1 Nummer 2 erhält folgende Fassung:

„2. Vor- und Familiennamen sowie Erreichbarkeits-
anschrift der Vertrauenspersonen,“.

10.2.2 In Nummer 3 wird das Wort „Eintragungsformulare“
durch das Wort „Eintragungslisten“ ersetzt.

10.2.3 In Nummer 4 werden die Wörter „örtlich zuständigen
Stellen für die Eintragung in die Eintragungsformu-
lare“ durch das Wort „Eintragungsstellen“ ersetzt. 

11. In § 8 Absatz 1 werden das Wort „gemeinsame“ und die
Wörter „von zwei Vertrauenspersonen“ gestrichen.

12. § 9 wird wie folgt geändert:
12.1 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
12.1.1 Der bisherige Text wird einziger Absatz.
12.1.2 In Satz 1 werden die Wörter „örtlich zuständigen Stel-

len“ durch das Wort „Eintragungsstellen“ sowie das
Wort „Volksinitiatoren“ durch das Wort „Initiatoren“
ersetzt.

12.1.3 In Satz 2 werden die Wörter „einer qualifizierten Unter-
schrift“ durch die Wörter „der Schriftform“ ersetzt.

12.2 Absatz 2 wird aufgehoben.
13. § 10 wird wie folgt geändert:
13.1 Die Überschrift erhält folgende Fassung: „Eintragungs-

listen“.
13.2 Im Klammerzusatz zu Absatz 1 Satz 1 wird die Text-

stelle „oder 2“ gestrichen.
14. In § 11 wird folgender Satz angefügt:

„Zur Prüfung der Eintragungsberechtigung im Rah-
men der Feststellung über das Zustandekommen des
Volksbegehrens wird ein elektronisches Eintragungs-
verzeichnis erstellt.“

15. § 12 Absatz 1 erhält folgende Fassung:
„(1) Die Eintragung muss den Vor- und Familien-
namen, das Geburtsjahr, die Anschrift und die Unter-
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schrift der eintragungsberechtigten Person sowie das
Datum der Unterschriftsleistung enthalten. § 4 Absatz 3
Satz 2 gilt entsprechend. Die Unterschrift muss eigen-
händig geleistet werden. Erklärt eine eintragungsbe-
rechtigte Person gegenüber einer Eintragungsstelle,
dass sie nicht schreiben kann, so wird die Unterschrift
durch die Feststellung dieser Erklärung ersetzt.“

16. § 13 wird wie folgt geändert:
16.1 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Eintragungsberechtigte können die Briefeintra-
gung schriftlich oder in einem zugelassenen elektroni-
schen Verfahren beantragen.“

16.2 In Absatz 2 Satz 1 wird hinter dem Wort „Eintragungs-
formular“ die Textstelle „, das den Anforderungen des
§ 10 Absatz 1 entspricht“ eingefügt, und die Sätze 2 bis
4 werden gestrichen.

17. In § 14 Absatz 2 werden die Wörter „Bezirksabstim-
mungsleiterin oder der Bezirksabstimmungsleiter“
durch das Wort „Bezirksabstimmungsleitung“ ersetzt.

18. § 15 erhält folgende Fassung:
„§ 15

Abschluss und Einreichung
der Eintragungslisten

Nach dem Ablauf der Eintragungsfrist schließen die
Eintragungsstellen und die Initiatoren die Eintra-
gungslisten. Sie übermitteln die Eintragungslisten bis
spätestens 12.00 Uhr des Folgetages an die zuständige
Stelle.“

19. In § 16 Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „eines
Monats“ durch die Wörter „von sechs Wochen“ ersetzt.

20. Die §§ 17 bis 19 erhalten folgende Fassung:
„§ 17

Befassung der Bürgerschaft
mit dem Anliegen des Volksbegehrens

(1) Die Bürgerschaft befasst sich in öffentlicher Sit-
zung mit dem Anliegen des Volksbegehrens. Die Initia-
toren erhalten Gelegenheit, das Anliegen in einem
Ausschuss in öffentlicher Sitzung zu erläutern.
(2) Verabschiedet die Bürgerschaft das von dem Volks-
begehren vorgelegte Gesetz oder fasst sie einen der
anderen Vorlage vollständig entsprechenden Beschluss,
stellt sie den jeweiligen Beschluss einer Vertrauensper-
son zu und teilt ihn dem Senat mit.

§ 18
Durchführung des Volksentscheids

(1) Hat die Bürgerschaft nicht innerhalb von vier
Monaten nach Ende der Eintragungsfrist das vom
Volksbegehren eingebrachte Gesetz verabschiedet oder
die andere Vorlage beschlossen, können die Initiatoren
die Durchführung des Volksentscheids beantragen. Der
Antrag ist innerhalb von einem Monat schriftlich beim
Senat einzureichen. Mit dem Antrag kann der Gesetz-
entwurf oder die andere Vorlage in überarbeiteter Form
eingereicht werden. Der Senat teilt der Bürgerschaft die
Antragstellung und eine Überarbeitung unverzüglich
mit; § 6 Absatz 1 Satz 4 gilt entsprechend.
(2) Der Senat führt den Volksentscheid am Tag der fol-
genden Wahl zur Bürgerschaft oder zum Deutschen
Bundestag durch, frühestens jedoch vier Monate nach
Antragstellung.
(3) Mit Ausnahme eines Volksentscheids über einen
Gesetzentwurf zum Wahlrecht kann der Antrag nach

Absatz 1 mit einem Antrag verbunden werden, den
Volksentscheid über ein einfaches Gesetz oder eine
andere Vorlage an einem anderen Tag als nach Absatz 2
durchzuführen. In diesem Fall findet der Volksent-
scheid vier bis sieben Monate nach der Antragstellung
an einem in dem Antrag zu bestimmenden Sonntag
oder gesetzlichen Feiertag statt. Drei Monate vor und
einen Monat nach der Wahl zur Bürgerschaft, zum
Deutschen Bundestag oder zum Europäischen Parla-
ment findet ein Volksentscheid nicht statt. 

(4) Die in Absatz 1 Satz 1 genannte Frist läuft nicht in
der Zeit vom 15. Juni bis zum 15. August. Sie läuft fer-
ner für bis zu drei Monate nicht, wenn die Bürgerschaft
dies auf Vorschlag der Initiatoren beschließt; unter den-
selben Bedingungen kann die Frist einmalig verlängert
werden. Der Vorschlag nach Satz 2 ist schriftlich an die
Präsidentin oder den Präsidenten der Bürgerschaft zu
richten.

§ 19

Bekanntmachung des Volksentscheids

(1) Der Senat gibt spätestens drei Wochen vor Beginn
der Versendung der Abstimmungsbenachrichtigungen
Tag und Gegenstand des Volksentscheids öffentlich
bekannt. Sofern die Initiatoren einen überarbeiteten
Gesetzentwurf oder eine überarbeitete andere Vorlage
oder die Bürgerschaft einen eigenen Gesetzentwurf
oder eine eigene andere Vorlage zum Gegenstand des
Volksentscheides vorlegen, sind diese mit Begründung
in die Bekanntmachung aufzunehmen.

(2) Jede wahlberechtigte Person erhält mit der Abstim-
mungsbenachrichtigung den Wortlaut der Vorlage
(Gesetzentwurf oder andere Vorlage) der Volksinitiative
und gegebenenfalls den Wortlaut der Vorlage (Gesetz-
entwurf oder andere Vorlage) der Bürgerschaft sowie ein
Informationsheft, welches allgemeine Hinweise enthält
und in dem die Initiatoren der Volksinitiative und die
Bürgerschaft auf jeweils bis zu acht Seiten Stellung neh-
men können. Die Bürgerschaft nimmt als Ganze oder
nach Fraktionen getrennt Stellung. Der Anteil der Stel-
lungnahmen der Fraktionen an der gesamten Stellung-
nahme der Bürgerschaft entspricht der Sitzverteilung
der Fraktionen in der Bürgerschaft. Für den Wortlaut
der Vorlage der Volksinitiative und ihrer Stellung-
nahme tragen die Initiatoren die Verantwortung, die
Bürgerschaft ist für ihre Vorlage und für ihre Stellung-
nahme verantwortlich. Das Hamburgische Pressegesetz
vom 29. Januar 1965 (HmbGVBl. S. 15), zuletzt geän-
dert am 15. Dezember 2009 (HmbGVBl. S. 444, 447), in
der jeweils geltenden Fassung findet auf das Informa-
tionsheft keine Anwendung.“

21. § 19a Absatz 1 wird wie folgt geändert:

21.1 Das Wort „Volksinitiatoren“ wird durch das Wort
„Initiatoren“ ersetzt.

21.2 Die Wörter „durch zwei Vertrauenspersonen“ und das
Wort „gemeinsame“ werden gestrichen.

22. In § 20 Absatz 1 wird Satz 2 durch folgende Sätze
ersetzt:

„Die Abstimmungsberechtigten werden zur Prüfung
der Stimmberechtigung im Rahmen der Ermittlung des
Ergebnisses des Volksentscheids in ein Abstimmungs-
verzeichnis eingetragen. Das Abstimmungsverzeichnis
kann elektronisch geführt werden.“
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23. § 21 Absätze 1 und 2 erhält folgende Fassung:

„(1) Inhalt und Form des Stimmzettels bestimmt die
Landesabstimmungsleitung. Die Abstimmungsfrage ist
so zu stellen, dass sie mit »Ja« oder »Nein« beantwortet
werden kann. Wird die Vorlage wegen ihres Umfangs
nicht mit vollem Wortlaut in den Stimmzettel aufge-
nommen, so wird der in der Vorlage angegebene Titel
des Gesetzentwurfs oder die dort angegebene Kurzbe-
zeichnung der anderen Vorlage aufgeführt. Ist kein
Titel oder keine Kurzbezeichnung angegeben, wird nur
der Gegenstand der Vorlage mit der Bezeichnung der
Volksinitiative aufgenommen.

(2) Stehen mehrere Vorlagen, die den gleichen Gegen-
stand betreffen, zur Abstimmung, so sind sie auf einem
Stimmzettel aufzuführen. Ihre Reihenfolge richtet sich
nach dem Zeitpunkt der Anzeige der Volksinitiative.
Stellt die Bürgerschaft eine eigene Vorlage zur Abstim-
mung, so wird diese nach den mit dem Volksbegehren
gestellten Vorlagen aufgeführt. Absatz 1 ist für jede die-
ser Vorlagen entsprechend anzuwenden.“

24. § 22 wird wie folgt geändert:

24.1 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Stimmabgabe erfolgt durch Abstimmung in
den Abstimmungsstellen oder durch Briefabstimmung.
Die Briefabstimmungsunterlagen müssen bei der
zuständigen Bezirksabstimmungsleitung spätestens am
Abstimmungstag bis zum Ende der bekannt gegebenen
Öffnungszeit der Abstimmungsstellen eingehen.“

24.2 Absatz 4 Sätze 2 und 3 wird gestrichen.

25. § 23 erhält folgende Fassung:

„§ 23

Ergebnis des Volksentscheids

(1) Findet der Volksentscheid am Tag der Wahl zur Bür-
gerschaft oder zum Deutschen Bundestag statt, so ist
der Gesetzentwurf oder die andere Vorlage angenom-
men, wenn er oder sie die Mehrheit der abgegebenen
gültigen Stimmen erhalten hat und auf den Gesetzent-
wurf oder die andere Vorlage mindestens die Zahl von
Stimmen entfällt, die der Mehrheit der in dem gleich-
zeitig gewählten Parlament repräsentierten Hamburger
Stimmen entspricht (Artikel 50 Absatz 3 Satz 10 der
Verfassung). Verfassungsänderungen und Änderungen
der Gesetze über die Wahlen zur Hamburgischen Bür-
gerschaft oder zu den Bezirksversammlungen bedürfen
einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen gül-
tigen Stimmen und mindestens zwei Dritteln der in
dem gleichzeitig gewählten Parlament repräsentierten
Hamburger Stimmen (Artikel 50 Absatz 3 Satz 11 der
Verfassung beziehungsweise Artikel 6 Absatz 4 Satz 4 in
Verbindung mit Artikel 50 Absatz 3 Satz 11 der Verfas-
sung). 

(2) Findet der Volksentscheid am Tag der Wahl zur Bür-
gerschaft statt, wird die Anzahl der in der Bürgerschaft
repräsentierten Stimmen im Sinne des Absatzes 1 durch
ein mathematisches Verfahren auf der Grundlage des
nach § 31 Absatz 1 des Gesetzes über die Wahl zur Ham-
burgischen Bürgerschaft festgestellten Wahlergebnisses
bestimmt. Hierzu wird die Anzahl der auf die bei der
Sitzverteilung zu berücksichtigenden Landeslisten
abgegebenen Gesamtstimmen durch die Anzahl der ins-
gesamt abgegebenen Gesamtstimmen dividiert und mit
der Anzahl der insgesamt abgegebenen gültigen Lan-
deslistenstimmzettel multipliziert. Das Produkt nach
Satz 2 wird auf eine ganze Zahl standardgerundet der

Berechnung des Quorums nach Absatz 1 zugrunde
gelegt. § 36 Absatz 3 des Gesetzes über die Wahl zur
Hamburgischen Bürgerschaft ist entsprechend anzu-
wenden.

(3) Findet der Volksentscheid am Tag der Wahl zum
Deutschen Bundestag statt, wird die Anzahl der im
Deutschen Bundestag repräsentierten Hamburger
Stimmen im Sinne des Absatzes 1 durch ein mathema-
tisches Verfahren auf der Grundlage des nach § 42 des
Bundeswahlgesetzes in der Fassung vom 23. Juli 1993
(BGBl. I S. 1289, 1594), zuletzt geändert am 12. April
2012 (BGBl. I S. 518), festgestellten Wahlergebnisses
bestimmt. Die Anzahl der in Hamburg auf die im neu
gewählten Deutschen Bundestag vertretenen Parteien
abgegebenen Zweitstimmen wird um den der Wahlbe-
teiligung entsprechenden Vom-Hundert-Satz der Diffe-
renzen zwischen der Anzahl der Wahlberechtigten nach
dem Wählerverzeichnis und der Anzahl der Abstim-
mungsberechtigten nach dem Abstimmungsverzeich-
nis reduziert und auf eine ganze Zahl standardgerundet
der Berechnung des Quorums nach Absatz 1 zugrunde
gelegt. § 43 Absatz 4 des Bundeswahlgesetzes ist ent-
sprechend anzuwenden.

(4) Findet der Volksentscheid nicht am Tag der Wahl
zur Bürgerschaft oder zum Deutschen Bundestag statt,
so ist er angenommen, wenn er die Mehrheit der abge-
gebenen gültigen Stimmen erhält und mindestens ein
Fünftel der Wahlberechtigten zustimmt; dies gilt auch,
wenn der Volksentscheid am Tag der Wahlen zum
Europäischen Parlament stattfindet. Die Zahl der
Wahlberechtigten ist nach dem Ergebnis der vorange-
gangenen Bürgerschaftswahl zu bestimmen.

(5) Sind bei einer gleichzeitigen Abstimmung zu dem
gleichen Gegenstand über mehrere Gesetzentwürfe
oder mehrere andere Vorlagen nicht nur für einen
Gesetzentwurf oder eine andere Vorlage mehr gültige
Ja- als Nein-Stimmen abgegeben worden, so ist der
Gesetzentwurf oder die andere Vorlage angenommen,
der oder die die meisten Ja-Stimmen erhalten hat. Ist
die Zahl der gültigen Ja-Stimmen für mehrere Gesetz-
entwürfe oder mehrere andere Vorlagen gleich, so ist
derjenige oder diejenige angenommen, der oder die
nach Abzug der auf ihn oder sie entfallenden Nein-
Stimmen die größte Zahl der Ja-Stimmen auf sich
vereinigt.

(6) Der Senat stellt das Ergebnis des Volksentscheids
fest und gibt es unverzüglich öffentlich bekannt. Die
Feststellung des Senats ist unverzüglich einer Vertrau-
ensperson zuzustellen und der Bürgerschaft mitzutei-
len. § 36 Absatz 3 des Gesetzes über die Wahl zur Ham-
burgischen Bürgerschaft ist entsprechend anzuwen-
den.“

26. Die bisherigen §§ 24 und 25 werden §§ 23a und 24.

27. Der neue § 24 wird wie folgt geändert:

27.1 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Die Vorschriften des Gesetzes über die Wahl zur
Hamburgischen Bürgerschaft und der hierzu erlasse-
nen Rechtsverordnungen über

1. Wahlorgane mit Ausnahme der Landeswahl- und
Bezirkswahlausschüsse,

2. Wahlbezirke,

3. Wählerverzeichnisse und Wahlscheine,

4. Wahlhandlungen, Sonderwahlbezirke, bewegliche
Wahlvorstände und Briefwahl,
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5. Ermittlung und Feststellung der Wahlergebnisse,

6. Sicherung und Vernichtung der Wahlunterlagen

sind entsprechend anzuwenden, soweit in diesem
Gesetz oder in einer auf Grund von § 32 erlassenen
Rechtsverordnung nichts anderes bestimmt ist. § 31
Absatz 3 des Gesetzes über die Wahl zur Hamburgi-
schen Bürgerschaft findet mit der Maßgabe Anwen-
dung, dass an die Stelle des Bezirkswahlausschusses die
Bezirksabstimmungsleitung tritt.“

27.2 Absatz 2 Nummer 3 erhält folgende Fassung:

„3. kann die Ermittlung der Abstimmungsergebnisse
durch hierfür von den Bezirksabstimmungsleitun-
gen bestellte Auszählvorstände durchgeführt wer-
den, in die auch nicht zur Hamburgischen Bürger-
schaft wahlberechtigte Bedienstete der Freien und
Hansestadt Hamburg berufen werden dürfen.“

27.3 Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

27.3.1 Nummer 2 erhält folgende Fassung:

„2. Die Abstimmungsstellen sind so zu bestimmen,
dass alle Abstimmungsberechtigten ausreichend
Gelegenheit haben, sich am Volksentscheid zu
beteiligen; die Vorschriften über Sonderwahlbe-
zirke und bewegliche Wahlvorstände finden keine
Anwendung.“

27.3.2 Nummer 3 wird gestrichen.

28. Hinter dem neuen § 24 wird folgender neuer Fünfter
Abschnitt eingefügt:

„Fünfter Abschnitt

Volksentscheide über Änderungsgesetze
und -beschlüsse

§ 25 

Änderungsgesetz und Referendumsbegehren

(1) Ein von der Bürgerschaft beschlossenes Gesetz,
durch das ein vom Volk beschlossenes Gesetz aufgeho-
ben oder geändert wird (Änderungsgesetz), tritt nicht
vor Ablauf von drei Monaten nach seiner Verkündung
in Kraft. Innerhalb dieser Frist können zweieinhalb
vom Hundert der Wahlberechtigten einen Volksent-
scheid über das Änderungsgesetz verlangen (Referen-
dumsbegehren). Bis zum Zeitpunkt der Feststellung
über das Zustandekommen des Referendumsbegehrens
tritt das Änderungsgesetz nicht in Kraft.

(2) Das Zustandekommen eines Referendumsbegeh-
rens ist innerhalb eines Monats nach der Feststellung
über das Zustandekommen im Hamburgischen Gesetz-
und Verordnungsblatt bekannt zu machen. Das Ände-
rungsgesetz tritt in diesem Fall nicht vor Durchführung
des Referendums in Kraft. Gegenstand des Referen-
dums ist das Änderungsgesetz. 

(3) Das Nichtzustandekommen eines Referendumsbe-
gehrens ist innerhalb eines Monats nach der Feststel-
lung über das Nichtzustandekommen im Hamburgi-
schen Gesetz- und Verordnungsblatt bekannt zu
machen. Soweit in dem Änderungsgesetz kein späterer
Zeitpunkt für das Inkrafttreten bestimmt ist, tritt es mit
dem auf die Ausgabe des Hamburgischen Gesetz- und
Verordnungsblattes folgenden Tag, jedoch nicht vor
Ablauf von drei Monaten nach seiner Verkündung in
Kraft.

§ 25a
Anzeige

(1) Der Beginn der Sammlung der Unterschriften für
ein Referendumsbegehren ist dem Senat schriftlich
anzuzeigen. § 1a sowie § 3 Absatz 2 Nummer 3 und
Absatz 3 gelten entsprechend.
(2) Die Landesabstimmungsleitung macht die Unter-
schriftensammlung unverzüglich, spätestens jedoch
innerhalb eines Monats nach der Anzeige nach Absatz 1
öffentlich bekannt. Die Bekanntmachung enthält
1. das Änderungsgesetz und das durch Volksentscheid

beschlossene Gesetz,
2. Vor- und Familiennamen sowie Erreichbarkeits-

anschrift der Vertrauenspersonen,
3. den Ablauf der Frist zur Unterstützung des Referen-

dumsbegehrens,
4. die Möglichkeiten der Eintragung.

§ 25b
Unterstützung des Referendumsbegehrens

(1) Das Referendumsbegehren gemäß Artikel 50 Absatz
4 der Verfassung wird durch eigenhändige Unterzeich-
nung in Eintragungslisten in freier Sammlung der
Initiatoren unterstützt. Ist die Sammlung nach § 25a
Absatz 2 bekannt gemacht worden, soll auch die Eintra-
gung bei Eintragungsstellen oder durch Briefeintra-
gung ermöglicht werden; § 9 Satz 2 gilt entsprechend. 
(2) Die Eintragungslisten müssen eine zweifelsfreie
Bezugnahme auf das Änderungsgesetz und das durch
Volksentscheid beschlossene Gesetz enthalten. Den
Unterzeichnerinnen und Unterzeichnern ist bei der
Eintragung in die Eintragungslisten Gelegenheit zur
Kenntnisnahme des vollständigen Wortlauts des Ände-
rungsgesetzes, des durch Volksentscheid beschlossenen
Gesetzes und einer Begründung des Referendumsbe-
gehrens zu geben. Die §§ 11, 12 und 14 gelten entspre-
chend.
(3) Für die Einrichtung von Eintragungsstellen gilt § 10
Absatz 2 und für ein Briefeintragungsverfahren gilt § 13
entsprechend.

§ 25c
Zustandekommen

des Referendumsbegehrens
(1) Die Eintragungslisten sind innerhalb von drei
Monaten nach der Verkündung des Änderungsgesetzes
beim Senat einzureichen. Der Senat teilt der Bürger-
schaft die Einreichung der Unterschriftslisten unver-
züglich mit.
(2) Der Senat stellt binnen vier Monaten nach Verkün-
dung des Änderungsgesetzes fest, ob das Referendums-
begehren zu einem Änderungsgesetz insgesamt von
mindestens zweieinhalb vom Hundert der zur letzten
Bürgerschaft Wahlberechtigten unterstützt wurde und
damit zustande gekommen ist. 
(3) Die Feststellung des Senats ist unverzüglich einer
Vertrauensperson zu jeder angezeigten Unterschriften-
sammlung, die Unterschriften eingereicht hat, zuzustel-
len und der Bürgerschaft mitzuteilen. 

§ 25d
Durchführung des Referendums

(1) Der Senat führt das Referendum über das Ände-
rungsgesetz am Tag der folgenden Wahl zur Bürger-
schaft oder zum Deutschen Bundestag durch, frühes-
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tens jedoch vier Monate nach der Feststellung des
Zustandekommens des Referendumsbegehrens (§ 25c
Absatz 2). Mit Ausnahme eines Referendums über ein
Änderungsgesetz zur Verfassung führt der Senat das
Referendum auf Antrag der Bürgerschaft vier bis sieben
Monate nach Antragstellung an einem von der Bürger-
schaft zu bestimmenden Sonntag oder gesetzlichen
Feiertag durch.

(2) § 18 Absatz 3 Sätze 2 und 3 ist entsprechend anwend-
bar.

§ 25e

Aufhebung des Änderungsgesetzes

Mit einer Aufhebung des Änderungsgesetzes endet das
Verfahren. Ein Referendum findet nicht statt.

§ 25f

Anwendbarkeit der Regelungen
des Vierten Abschnitts

§ 19 Absatz 1 Satz 1, § 20, § 21 Absätze 1, 3 und 4 sowie
§§ 22 bis 24 sind mit Ausnahme des § 23 Absatz 5 ent-
sprechend anzuwenden. Bei einem Referendum über
ein Änderungsgesetz zum Gesetz über die Wahl zur
Hamburgischen Bürgerschaft oder zum Gesetz über die
Wahl zu den Bezirksversammlungen, das an einem
anderen Tag als einem Tag zur Wahl zur Hamburgi-
schen Bürgerschaft oder zum Deutschen Bundestag
durchgeführt wird, findet § 23 Absatz 1 mit der Maß-
gabe Anwendung, dass das jeweilige Änderungsgesetz
einer Mehrheit von zwei Dritteln der Abstimmenden
und der Zustimmung von mindestens einem Fünftel
der Wahlberechtigten bedarf. § 19 Absatz 2 ist mit der
Maßgabe anzuwenden, dass in dem Informationsheft
neben allgemeinen Hinweisen das durch Volksent-
scheid beschlossene Gesetz und das Änderungsgesetz
nebst Begründungen aufgeführt werden. 

§ 25g

Änderungsbeschluss und
Referendumsbegehren

(1) Ein Volksentscheid über eine andere Vorlage bindet
Bürgerschaft und Senat. Die Bindung kann durch einen
Beschluss der Bürgerschaft beseitigt werden (Ände-
rungsbeschluss). Der Beschluss ist im Hamburgischen
Gesetz- und Verordnungsblatt zu verkünden. 

(2) Der Änderungsbeschluss wird nicht vor Ablauf von
drei Monaten nach seiner Verkündung wirksam.

(3) Mit einem Referendumsbegehren können zweiein-
halb vom Hundert der Wahlberechtigten ein Referen-
dum über einen Änderungsbeschluss verlangen. 

(4) Kommt ein Referendumsbegehren zustande, tritt
der Änderungsbeschluss nicht vor Durchführung des
Referendums in Kraft. Gegenstand des Referendums-
begehrens ist der Änderungsbeschluss. 

(5) §§ 25 bis 25f sind entsprechend anzuwenden.“

29. In der Überschrift des bisherigen Fünften Abschnitts
wird das Wort „Fünfter“ durch das Wort „Sechster“
ersetzt.

30. §§ 26 und 27 erhalten folgende Fassung:

„§ 26

Anrufung durch Senat oder Bürgerschaft

(1) Auf Antrag des Senats, der Bürgerschaft oder eines
Fünftels der Abgeordneten der Bürgerschaft entschei-
det das Hamburgische Verfassungsgericht

1. über die Durchführung des Volksbegehrens, insbe-
sondere ob eine zustande gekommene Volksinitiative
die Grenzen des Artikels 50 Absatz 1 Satz 2 der Ver-
fassung wahrt oder mit sonstigem höherrangigem
Recht vereinbar ist,

2. ob die Überarbeitung eines Gesetzentwurfs oder
einer anderen Vorlage nach § 6 Absatz 1 Satz 1 und
§ 18 Absatz 1 Satz 3 die Grenzen einer gemäß § 6
Absatz 1 Satz 4 zulässigen Überarbeitung und des
Artikels 50 Absatz 1 Satz 2 der Verfassung wahrt oder
mit sonstigem höherrangigem Recht vereinbar ist,

3. ob ein Änderungsgesetz oder ein Änderungs-
beschluss im Sinne von Artikel 50 Absatz 4 oder 4a
der Verfassung vorliegt,

4. über die Durchführung eines Referendums, insbe-
sondere ob es mit höherrangigem Recht vereinbar ist.

(2) Die Anträge nach Absatz 1 Nummer 1 sind binnen
eines Monats nach Ablauf der Antragsfrist auf Durch-
führung eines Volksbegehrens nach § 6 Absatz 1 Satz 2,
die Anträge nach Absatz 1 Nummer 2 sind binnen eines
Monats nach Einreichung der überarbeiteten Gesetz-
entwürfe oder überarbeiteten anderen Vorlagen (§ 6
Absatz 1 Satz 3 und § 18 Absatz 1 Satz 3), die Anträge
nach Absatz 1 Nummer 3 sind binnen eines Monats
nach der Beschlussfassung, die Anträge nach Absatz 1
Nummer 4 sind jeweils binnen eines Monats nach der
Feststellung des Senats über das Zustandekommen
eines Referendumsbegehrens (§ 25c Absatz 2, § 25g
Absatz 5 in Verbindung mit § 25c Absatz 2) zu stellen.
Bei erheblichen Zweifeln daran, ob ein Änderungsge-
setz oder ein Änderungsbeschluss vorliegt, führt der
Senat die Entscheidung des Hamburgischen Verfas-
sungsgerichts nach Absatz 1 Nummer 3 herbei.

§ 27

Anrufung gegen Entscheidungen
von Senat und Bürgerschaft

(1) Auf Antrag der Initiatoren der Volksinitiative ent-
scheidet das Hamburgische Verfassungsgericht, ob

1. Volksinitiative (§ 5 Absatz 2) und Volksbegehren
(§ 16 Absatz 1) zustande gekommen sind,

2. ein von der Volksinitiative beantragtes oder von dem
Volksbegehren eingebrachtes Gesetz von der Bürger-
schaft beschlossen wurde oder der Beschluss der Bür-
gerschaft über einen bestimmten Gegenstand der
politischen Willensbildung der Vorlage der Volks-
initiative oder des Volksbegehrens vollständig ent-
spricht (§ 6 Absatz 1 Satz 1 und § 18 Absatz 1 Satz 1).

Auf Antrag der Initiatoren eines Referendumsbegeh-
rens entscheidet das Hamburgische Verfassungsgericht,
ob ein Referendumsbegehren zustande gekommen ist
(§ 25c Absatz 2, § 25g Absatz 5 in Verbindung mit § 25c
Absatz 2). Die Anträge nach Satz 1 Nummer 1 und
Satz 2 sind binnen eines Monats nach Zustellung der
Feststellungen des Senats (§ 5 Absatz 3, § 16 Absatz 2
Satz 2, § 25c Absatz 3, § 25g Absatz 5 in Verbindung mit
§ 25c Absatz 3), die Anträge nach Satz 1 Nummer 2 bin-
nen eines Monats nach dem Gesetzesbeschluss oder
dem Beschluss der Bürgerschaft über die andere Vorlage
zu stellen.

(2) Auf Antrag der Bürgerschaft oder eines Fünftels der
Abgeordneten der Bürgerschaft, der Initiatoren der
Volksinitiative oder des Referendumsbegehrens, einzel-
ner Stimmberechtigter und jeder Gruppe von Stimmbe-
rechtigten entscheidet das Hamburgische Verfassungs-
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gericht über das Verfahren und das Ergebnis des jewei-
ligen Volksentscheids (§ 23 Absätze 1 bis 5) oder des
Referendums (§ 25g in Verbindung mit § 23 Absätze 1
bis 5). Der Antrag ist binnen zwei Monaten nach dem
Abstimmungstag zu stellen.“

31. In § 28 werden in der Überschrift und im Text die Wör-
ter „und Volksentscheid“ jeweils durch die Textstelle
„, Volksentscheid und Referendum“ ersetzt.

32. In der Überschrift des bisherigen Sechsten Abschnitts
wird das Wort „Sechster“ durch das Wort „Siebenter“
ersetzt.

33. In § 29 wird hinter Satz 1 folgender Satz eingefügt:

„Das Eintragungsverzeichnis (§ 11 Satz 2) und das
Abstimmungsverzeichnis (§ 20 Absatz 1 Satz 2) darf
jeweils folgende personenbezogenen Daten der Wahl-
berechtigten enthalten:

1. Familienname,

2. Vornamen,

3. Geburtsdatum,

4. Wohnanschrift,

5. Hinweise auf die Ausstellung eines Abstimmungs-
scheins und zur Abstimmungsberechtigung.“

34. § 29a wird wie folgt geändert:

34.1 In Satz 1 werden die Wörter „und Volksbegehren“
durch die Textstelle „, Volksbegehren und Referen-
dumsbegehren“ ersetzt.

34.2 In Satz 3 werden die Wörter „von zwei Vertrauensperso-
nen“ durch die Wörter „der Initiatoren“ ersetzt.

35. § 30 erhält folgende Fassung:

„§ 30

Rechenschaftslegung

(1) Die Initiatoren haben die Pflicht, innerhalb von
zwei Monaten nach Stellung des Antrags auf Durch-
führung des Volksentscheids (§ 18 Absatz 1) über die
Herkunft und drei Monate nach Zustellung des Ergeb-
nisses des Volksentscheids (§ 23 Absatz 6) über die Her-
kunft und Verwendung der Mittel, die ihnen zum
Zweck der Durchführung der Volksinitiative, des
Volksbegehrens und des Volksentscheids zugeflossen
sind, gegenüber der Landesabstimmungsleitung
Rechenschaft zu legen. § 25 Absatz 2 Nummern 1 und 6
des Parteiengesetzes in der Fassung vom 31. Januar
1994 (BGBl. I S. 150), zuletzt geändert am 23. August
2011 (BGBl. I S. 1748), gilt entsprechend. Eine unzuläs-
sig angenommene Spende ist spätestens bei Abgabe der
Rechenschaftslegung an die zuständige Behörde weiter-
zuleiten.

(2) Die Initiatoren eines Referendumsbegehrens haben
innerhalb von drei Monaten nach dem Abstimmungs-
tag des Referendums gegenüber der Landesabstim-
mungsleitung Rechenschaft über die Herkunft und die
Verwendung der Mittel zu legen, die ihnen zum Zweck
der Durchführung des Referendumsbegehrens und des
Referendums zugeflossen sind. Absatz 1 Sätze 2 und 3
ist entsprechend anzuwenden. Findet auf Grund der
Aufhebung eines Änderungsgesetzes oder Änderungs-
beschlusses ein Referendum nicht statt, gilt für die
Rechenschaftslegung abweichend von Satz 1 eine Frist
von drei Monaten nach Verkündung des Aufhebungs-
gesetzes oder des Aufhebungsbeschlusses.

(3) Die Landesabstimmungsleitung erstattet der Präsi-
dentin oder dem Präsidenten der Bürgerschaft unver-

züglich über die Angaben nach den Absätzen 1 und 2
Bericht. Der Bericht wird als Bürgerschaftsdrucksache
verteilt.“

36. § 30a wird wie folgt geändert:

36.1 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

36.1.1 Im Klammerzusatz in Satz 1 wird die Textstelle „Ab-
satz 2“ gestrichen.

36.1.2 Es wird folgender Satz angefügt:

„Die Volksinitiative wird von den Initiatoren auf eigene
Kosten durchgeführt.“

36.2 Es werden folgende Absätze 4 und 5 angefügt:

„(4) Die Initiatoren des Referendumsbegehrens haben
nach Durchführung eines Referendums Anspruch auf
Erstattung der nachgewiesenen Kosten einer angemes-
senen Information der Öffentlichkeit. Absätze 2 und 3
sind mit der Maßgabe entsprechend anzuwenden, dass
anstelle von Ja-Stimmen die gültigen Nein-Stimmen
heranzuziehen sind. Stellen die Vertrauenspersonen
mehrerer angezeigter Unterschriftensammlungen
einen Kostenerstattungsantrag, reduziert sich der
Erstattungshöchstbetrag für jede der Initiativen ent-
sprechend zu dem Verhältnis der jeweils von den einzel-
nen Initiativen eingereichten Unterstützungsunter-
schriften zum Referendumsbegehren. 

(5) Findet auf Grund der Aufhebung eines Änderungs-
gesetzes oder Änderungsbeschlusses ein Referendum
nicht statt, haben die Initiatoren eines zustande gekom-
menen Referendumsbegehrens Anspruch auf Erstat-
tung der nachgewiesenen Kosten einer angemessenen
Information der Öffentlichkeit in Höhe von bis zu
20.000 Euro. Absatz 3 und Absatz 4 Satz 2 sind entspre-
chend anzuwenden.“

37. § 31 erhält folgende Fassung:

„§ 31

Gleichbehandlung

(1) Die Auffassung der Bürgerschaft und der Initiatoren
zu dem Gegenstand des Volksentscheids und des Refe-
rendums dürfen in Veröffentlichungen des Senats und
seiner Behörden nur in gleichem Umfang dargestellt
werden.

(2) Die Initiatoren sind bei der Inanspruchnahme
öffentlichen Grundes zum Zwecke der Information der
Öffentlichkeit über das Anliegen der Volksinitiative,
des Volksbegehrens, des Volksentscheids sowie des
Referendumsbegehrens und des Referendums gegen-
über Parteien wegerechtlich gleich zu behandeln.“

38. Hinter § 31 werden folgende §§ 31a und 31b eingefügt:

„§ 31a

Fristberechnung

(1) Für die Fristberechnung finden die Vorschriften des
Bürgerlichen Gesetzbuchs Anwendung. Fristen werden
nach Tagen berechnet.

(2) Die in diesem Gesetz vorgesehenen Fristen und Ter-
mine, ausgenommen die Einreichfrist nach § 15 Satz 2
sowie die Fristen nach §§ 26 und 27, verlängern oder
ändern sich nicht dadurch, dass der letzte Tag der Frist
oder ein Termin auf einen Sonnabend, einen Sonntag
oder einen gesetzlichen oder staatlichen geschützten
Feiertag fällt. Mit Ausnahme des Sechsten Abschnitts
ist eine Wiedereinsetzung in den vorherigen Stand aus-
geschlossen.
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§ 31b
Abstimmungsleitung

Die Funktion der Landesabstimmungsleitung wird von
der Landeswahlleitung für die Wahl zur Hamburgi-
schen Bürgerschaft wahrgenommen. Für die Stellver-
tretung sowie für die Bezirksabstimmungsleitungen
und deren Stellvertretungen gilt Entsprechendes.“

39. § 32 Satz 2 wird wie folgt geändert:
39.1 In Nummer 1 wird das Wort „Eintragungsformulare“

durch das Wort „Eintragungslisten“ ersetzt.
39.2 Hinter Nummer 3 wird folgende Nummer 3a eingefügt:

„3a. die Führung, die Einsichtnahme, die Berichtigung
und den Abschluss des Eintragungsverzeichnisses
unter Berücksichtigung melderechtlicher Aus-
kunftssperren für eintragungsberechtigte Perso-
nen,“.

39.3 In Nummer 9 wird das Wort „Auslegen“ durch das Wort
„Einsehen“ ersetzt.

39.4 In Nummer 10 wird das Wort „Abstimmungsdienststel-
len“ durch das Wort „Abstimmungsstellen“ ersetzt.

A r t i k e l  2
Siebentes Gesetz zur Änderung des Gesetzes
über das Hamburgische Verfassungsgericht

Das Gesetz über das Hamburgische Verfassungsgericht in
der Fassung vom 23. März 1982 (HmbGVBl. S. 59), zuletzt
geändert am 11. Juli 2007 (HmbGVBl. S. 236), wird wie folgt
geändert:
1. In § 14 Nummer 5 wird die Textstelle „Hamburgischen

Gesetzes über Volksinitiative, Volksbegehren und
Volksentscheid vom 20. Juni 1996 (Hamburgisches
Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 136), zuletzt geän-
dert am 6. Juni 2001 (Hamburgisches Gesetz- und Ver-
ordnungsblatt Seite 125)“ durch die Textstelle „Volksab-
stimmungsgesetzes vom 20. Juni 1996 (HmbGVBl. S.
136), zuletzt geändert am 9. Oktober 2012 (HmbGVBl.
S. 440), in der jeweils geltenden Fassung“ ersetzt.

2. § 25 Absatz 1 erster Halbsatz erhält folgende Fassung:
„Die Beteiligten können sich in jeder Lage des Verfah-
rens durch eine Rechtsanwältin bzw. einen Rechtsan-
walt oder eine Rechtslehrerin bzw. einen Rechtslehrer
an einer staatlichen oder staatlich anerkannten Hoch-
schule eines Mitgliedstaates der Europäischen Union,
eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den
Europäischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz, die
bzw. der die Befähigung zum Richteramt besitzt, als
Bevollmächtigte bzw. Bevollmächtigten vertreten las-
sen;“.

3. § 43a wird wie folgt geändert:
3.1 In Absatz 1 Satz 1 wird die Textstelle „Hamburgischen

Gesetzes über Volksinitiative, Volksbegehren und
Volksentscheid“ durch das Wort „Volksabstimmungsge-
setzes“ ersetzt und hinter den Wörtern „Initiatoren der
Volksinitiative“ die Wörter „oder des Referendumsbe-
gehrens“ eingefügt.

3.2 In Absatz 2 werden hinter den Wörtern „Initiatoren der
Volksinitiative“ die Wörter „oder des Referendums-
begehrens“ eingefügt und die Textstelle „§ 3 Absatz 2
Nummer 3 des Hamburgischen Gesetzes über Volks-
initiative, Volksbegehren und Volksentscheid“ durch

die Textstelle „§ 3 Absatz 2 Nummer 3, § 25a Absatz 1
Satz 2 oder § 25g Absatz 5 in Verbindung mit § 25a
Absatz 1 Satz 2 des Volksabstimmungsgesetzes“ ersetzt.

3.3 In Absatz 3 werden hinter den Wörtern „Initiatoren der
Volksinitiative“ die Wörter „oder des Referendums-
begehrens“ eingefügt.

4. § 43b wird wie folgt geändert:

4.1 Absatz 1 wird wie folgt geändert:

4.1.1 Satz 1 erhält folgende Fassung:

„Verfahrensbeteiligte in den Verfahren nach § 27 Ab-
satz 1 Satz 1 Nummer 1 des Volksabstimmungsgesetzes
sind der Senat und die Initiatoren der Volksinitiative;
in den Verfahren nach § 27 Absatz 1 Satz 2 des Volksab-
stimmungsgesetzes der Senat und die Initiatorinnen
bzw. Initiatoren des Referendumsbegehrens.“

4.1.2 In Satz 3 werden hinter den Wörtern „Initiatoren der
Volksinitiative“ die Wörter „oder des Referendums-
begehrens“ eingefügt.

4.2 In Absatz 2 Satz 1 wird die Textstelle „Nummer 2 des
Hamburgischen Gesetzes über Volksinitiative, Volksbe-
gehren und Volksentscheid“ durch die Textstelle „Satz 1
Nummer 2 des Volksabstimmungsgesetzes“ ersetzt.

5. § 43c wird wie folgt geändert:

5.1 In Absatz 1 Satz 1 wird die Textstelle „Hamburgischen
Gesetzes über Volksinitiative, Volksbegehren und
Volksentscheid“ durch das Wort „Volksabstimmungsge-
setzes“ ersetzt und hinter den Wörtern „Initiatoren der
Volksinitiative“ die Wörter „oder des Referendumsbe-
gehrens“ eingefügt.

5.2 In Absatz 2 werden hinter den Wörtern „Initiatoren der
Volksinitiative“ die Wörter „oder des Referendumsbe-
gehrens“ eingefügt.

6. In § 67 Absatz 1 werden hinter den Wörtern „Initiato-
ren einer Volksinitiative“ die Wörter „oder Referen-
dumsbegehren“ eingefügt und die Textstelle „Gesetzes
über Volksinitiative, Volksbegehren und Volksent-
scheid vom 20. Juni 1996 (Hamburgisches Gesetz- und
Verordnungsblatt Seite 136)“ durch das Wort „Volks-
abstimmungsgesetzes“ ersetzt.

A r t i k e l  3

Umsetzung Europäischer Richtlinien

Artikel 2 Nummer 2 dient der Umsetzung der Richtlinie
2006/123/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom
12. Dezember 2006 über Dienstleistungen im Binnenmarkt
(ABl. EU Nr. L 376 S. 36).

A r t i k e l  4

Übergangsbestimmung

Ist zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes der
Beginn der Sammlung von Unterschriften für einen Gesetz-
entwurf oder eine andere Vorlage gemäß § 3 des Volksabstim-
mungsgesetzes in der bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes
geltenden Fassung angezeigt worden und hat der Senat noch
keine Feststellung über das Zustandekommen dieser Volksi-
nitiative getroffen, finden bis zur Entscheidung über das
Zustandekommen die §§ 1 bis 5 des Volksabstimmungsgeset-
zes in der bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes geltenden Fas-
sung Anwendung.

Ausgefertigt Hamburg, den 9. Oktober 2012.

Der Senat
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